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Die F�rderung erneuerbarer Energien
steht am Scheideweg: Setzt sich die
Kommission mit ihrem Wettbewerbsan-
satz durch oder erfolgt die Korrektur des

Winterpakets vom 30. 11. 2016 durch
den Beschluss des Europ�ischen Parla-
ments vom 17. 1. 2018, in dem eine na-
tionale, von der Kommission begleitete
Planung der F�rderung erneuerbarer
Energien vorgesehen ist? Welches Mo-
dell gilt also f�r die Zukunft: Haben wir
ein reinesWettbewerbsmodell ohne Ein-
speisevorrang und F�rderung erneuer-
barer Energien, die sich in der Konkur-
renz auch mit konventionellen Energie-
tr�gern durchsetzen sollen? Oder aber
wird das bisherige Modell fortgef�hrt
und praktisch nur st�rker an die Kom-
mission angebunden?

Der Aufschlag kam von der Kommission
in ihrem Winterpaket vom 30. 11. 2016,
SWD(2016) 416 final, REFIT evaluation
of the Directive 2009/28/EC of the Euro-
pean Parliament and of the Council, 6.2.3.:
„Against this background, the provision of
priority dispatch and priority grid access
will need to be reassessed in the context of
in the on-going Electricity Market Design
initiative in view of the main policy objec-
tives of sustainability, security of supply
and competitiveness.“ Sie nennt daf�r eine
ReihevonGr�nden, unter anderem:

– Subsidy schemes based on priority dis-
patch (such as Feed-in Tariffs) are often
based on high running hours and a miti-
gation of market signals to the subsidi-
zed generator („produce and forget“).
This means that non-subsidized genera-
tion is increasingly pushed out of the
market even where this is not cost-effi-
cient;

– Situations in which more than 100% of
demand is covered by priority dispatch

become more prevalent. This lowers the
investment security and can lead to un-
necessary curtailment of renewable
electricity;

– Electricity generation should be guided
by price signals. In a situation where the
clear majority of power generation does
not react to price signals,market integra-
tion fails and market signals cannot de-
velop; […]

– Priority dispatch and priority grid access
limit the choice for transmission system
operators to intervene in the system (e.g.
in case of congestion on certain parts of
the electricity grid). This can result in
less efficient interventions (e.g. re-dis-
patching power plants in suboptimal lo-
cations);

– Priority dispatch rules for high marginal
cost technologies (e.g. biomass) can re-
sult in using costly primary resources to
generate electricity at a time where
other, cheaper, technologies were avail-
able.“

Angesichts dieser Gr�nde soll mithin die
Abnahmegarantie f�r �kostrom außer f�r
kleine Anlagen verloren gehen. Dadurch
will die Kommission die Wettbewerbs-
gleichheit mit konventionellen Energietr�-
gern wiederherstellen. Dementsprechend
findet sich im Vorschlag der Kommission
f�r eine neue Erneuerbare-Energien-
Richtlinie kein Einspeisevorrang. Er bleibt
nur noch in Art. 12 Abs. 2 des Vorschlags
f�r eine Elektrizit�tsbinnenmarkt-VO der
Vorrang erneuerbarer Energien bei der Re-
gulierung von Netzengp�ssen. Eine Be-
grenzung der F�rderung ergibt sich aus
den Leitlinien f�r Umweltschutz- und
Energiebeihilfen. Darauf beruht auch das
jetzt etablierteAusschreibungsmodell.

Demgegen�ber formuliert das Europ�i-
sche Parlament in seinem Beschluss vom
17. 1. 2018 konkrete Prinzipien f�r die
Ausgestaltung nationaler F�rdersysteme

– mit der Wahlm�glichkeit technologie-
spezifischer und technologieneutraler
Ausschreibungen;

– mit derM�glichkeit von Sonderregelun-
gen f�r kleine Akteure und die B�rger-
energie;

– mit der Pflicht zur Vorlage f�nfj�hriger
Investitions- und Ausschreibungsfahr-
pl�ne sowie zur Wahrung des – auf EU-
Ebene generell schwach ausgepr�gten –
Bestandsschutzes;

– mit der Pflicht der Mitgliedstaaten, bis
Juni 2019 ihre nationalen Energie- und

Klimapl�ne mit nationalen Ausbaupfa-
den und Zwischenpr�fsteinen vorzule-
gen, damit Investoren planen k�nnen
und ein progressiver Ausbau der erneu-
erbaren Energien zur Erreichung des
2030-Ziels erm�glicht wird. Der maß-
gebliche regulatorische Steuerungsrah-
men findet sich dabei in der Gover-
nance-VO;

– mit einemAusbauziel von 35%bis 2030
statt 27%, wie von Kommission und Rat

vorgeschlagen, sowie nationalen Ziel-
vorgaben, deren Erh�hung die Kommis-
sion fordern, allerdings nicht durchset-
zen und erzwingen kann, um das EU-
Gesamtziel zu erreichen,

– in Bezug auf Berichtspflichten der Mit-
gliedstaaten �berMaßnahmen zur Flexi-
bilisierung des Energiesystems: Paralle-
le zu PariserKlima�bereinkommen.

Danach sind nunmehr maßgebliche Steu-
erungsm�glichkeiten auf EU-Ebene vor-
gesehen, welche die nationalen Energie-
und Klimapl�ne begleiten. Sie gehen �ber
die bisherige Beihilfenkontrolle weit hi-
naus, deren Fortbestand ohnehin f�r
Deutschland durch das zu erwartende
EuGH-Urteil in der Sache C-405/16 P in
Frage steht (n�her Frenz, EWS 2017, H. 1,
Die erste Seite).

Das Endergebnis, welcher Weg einge-
schlagen wird, ergibt sich aber erst aus den
noch notwendigen Verhandlungen des Eu-
rop�ischen Parlaments mit dem Europ�i-
schem Rat und der Kommission mit Ab-
schluss bis Ende 2018. Dann besteht Klar-
heit �ber eine notwendige Ausarbeitung
auch eines deutschen Energie- und Klima-
plans, der dann als mitgliedstaatliches F�r-
dermodell auch weiterhin einen Einspeise-
vorrang und eine F�rderung erneuerbarer
Energien enthalten kann. Das aktuell gel-
tende EEG 2017 ist bis 2020 genehmigt.
F�r ein neues EEG z�hlen die kommenden
neuenVorgaben undRegeln.

Das Recht der erneuerbaren Energien steht
also wieder einmal an einer entscheiden-
denWeggabelung, die auch ein Schlaglicht
auf die Entwicklung der gesamten Union
wirft: Wettbewerb in G�nze oder mit pla-
nenden Elementen.

Prof.Dr.Walter Frenz, Aachen,
RWTHUniversity

Markt pur oder nationale Planung
f�r erneuerbare Energien?

Europ�isches
Parlament beschloss
am 17. 1. 2018
notwendige Energie-
und Klimapl�ne
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